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123 Anlage 221 und 222.

Anlage 221.
Selbständiger Antrag.

Die Regierung wird ersucht, bei allen Schulen cmzuorduen, daß der Gebrauch der lateinischen Schrift soweit
wie irgend möglich eingeschränkt wird.

Leh m ku h l.
Unterstützt dnrch: E i chl e r , L a n g e m e y e r , W i chmann , Göhrs , Ro h r.

Begründung.
Es ist nicht selten zu beobachten, daß planmäßig die notwendig, darauf zu achten, daß ans diesem Gebiete keine

deutsche Schrift zurückgedrängt wird. Da es sich bei der Überfremdung herbeigeführt wird,
deutschen Schrift um ein hohes Kulturgut handelt, ist es

Anlage 222.
Bericht

des Ausschusses II über den selbständigen Antrag des Abgeordneten Lehmkuhl, betreffend Einschränkung
der Lateinschrift in den Schulen.

Der Antragsteller wünscht eine Verfügung des Mini¬
steriums an die Schulen, daß der Gebrauch der lateinischen
Schrift soweit wie irgend möglich eingeschränkt werde, damit
keine Überfremdung auf diesem Gebiete herbeigeführt werde.

Der Antrag wurde mit dem Regierungsvertreterberaten.
Der Regierungsvertreter gab folgende Erklärung ab:

„Das Ministerium der Kirchen und Schulen vertritt
den Standpunkt, daß die Pflege der deutschen Schrift in
den Schulen ein wesentliches Stück zur Pflege deutscher
Art ist und daß daher überall deutsch geschrieben werden
soll, wo nicht lateinische Schrift geboten ist. Es ist gern
bereit, die Schulen noch besonders darauf hinzuweisen, daß
entsprechend Verfahren wird."

Der Regiernngsvertreter führte ferner aus , daß im
fremdsprachlichen Unterricht nach wie vor die lateinische
Schrift verwendet werden und daß auch die Volksschule die
Lateinschrift Pflegen und festigen müsse. Von einer plan¬
mäßigen Zurücksetzung der deutschen Schrift könne keine Rede
sein. Doch solle auch kein Zwang zum Duktus ausgeübt
werden.

Von einer Seite des Ausschusses wurde den: Anträge
eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen, während von
anderer Seite des Ausschusses zum Ausdruck gebracht wurde,
daß der Antrag sozusagen offene Türen einrenne und lediglich
eine müßige Frage bedeute. Im Sinne des Antrags werde
auch heute schon in den Schulen Verfahren.

Eine Mehrheit des Ausschusses, die Abgeordneten Albers,
Brendebach, Broschko, Frerichs, Jacobs , Kaper, Meyer-O.,
Saute , Themann, Wittje, stellt den

Antrag Nr.  1:
Der Landtag Wolle den selbständigen Antrag

Lehmkuhl dnrch die Regierungserklärungfür erledigt
erklären.

Eine Minderheit des Ausschusses, die Abgeordneten
Dannemann, Dohm, Haskamp, Weyand, stellt den

Antrag  Nr . 2:
Annahme des selbständigen Antrages Lehmkuhl mit

der Maßgabe, im Sinne der Regierungserklärungzu
Verfahren.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

Jacobs.
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Anlage 223.
Selbständiger Antrag.

Ter Landtag walle beschließen , die Staatsregierung j 1. Januar d. Js . erfolgte Erhöhung des Geldwertes der
zu ersuchen , umgehend Schritte zu ergreifen , die mit dein j Naturalbezüge rückgängig zu machen.

A d d i ck s.

Unterstützt durch : I) r . g r . B e i l a g e , R ö d e r , HaskamP , Langemeyer , I a n ß e n.

Begründung.

Die mit dein 1 . Januar d. Js . vollzogene Erhöhung
des Geldwertes der Naturalbezüge ist durch nichts begründet.
Es ist im Gegenteil ein allgemeiner Preisrückgang fast aller

landwirtschaftlichen Erzeugnisse festznstellen . Diese Erhöhung
stellt lediglich eine neue untragbare Belastung der Landwirt¬
schaft dar.

Anlage 224.
Bericht

des Ausschusses II über den selbständigen Antrag des Abgeordneten Addicks , betreffend die am 1. Januar 1930

erfolgte Erhöhung des Geldwertes der Naturalbezüge in der Sozialversicherung.

In dem selbständigen Anträge des Abgeordneten Addicks
wird bemerkt , daß die mit dem I . Januar 1930 vollzogene Er¬
höhung des Geldwertes der Naturalbezüge , soweit diese für
die Sozialversicherung in Betracht kommen , durch nichts be¬
gründet sei. Es sei im Gegenteil ein allgemeiner Preisrück¬
gang fast aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse festznstellen.
Da die erfolgte Erhöhung des Wertes der Naturalbezüge eine
neue untragbare Belastung der Landwirtschaft darstellt , wird
von dem Abgeordneten Addicks beantragt , die Staatsregiernng
zu ersuchen , umgehend Schritte zur Rückgängigmachung der
erfolgten Erhöhung des Geldwertes der Naturalbezüge in
die Wege zu leiten.

Im Ausschuß wurde über die Angelegenheit eingehend
verhandelt . Von dem Antragsteller wurde darauf hingewiesen,
daß die mit dem 1. Januar 1930 erfolgte Erhöhung des
Wertes der Sachbezüge von dem Oberversichernngsamt
Oldenburg für den Bezirk des Landesteils Oldenburg auf
monatlich 00 KN für Männer und ül KN für Frauen und
Lehrlinge sich als eine neue Belastung der Wirtschaft aus¬
wirke , die weder sachlich begründet , noch tragbar sei. Nach
den Bestimmungen des 8 100 der Reichsversicherungsordnung
sei der Wert der Sachbezüge nach den Ortspreisen zu be¬
rechnen . Nach den amtlich ermittelteil Indexziffern hätten
in den vergangenen Monaten die Preise für Lebensmittel
nicht angezogen , sondern zeigten im Gegenteil eine ständige
rückläufige Bewegung . Seitens des Vertreters des Staats¬
ministeriums wurde mitgetcilt , daß die Festsetzung des Wertes
der Sachbezüge nach den gesetzlichen Bestimmungen vom
Oberversicherungsamt erfolgt . Eine Beschwerde gegen diese
Festsetzung sei nicht möglich . Ein Eingreifen des Ministeriums
als Aufsichtsbehörde sei nur dann zulässig , wenn von der
unteren Behörde pflichtwidrig gehandelt sei. Es liege in
diesem Falle kein Anlaß vor , anznnehmcn , daß das Ober-
versichcrnngsamt bei der Festsetzung des Wertes der Sach¬
bezüge Pflichtwidrig gehandelt habe . Aus diesen Gründen sei
das Ministerium auch nicht in der Lage , das Oberversiche¬

rnngsamt im Sinne des Antrages des Abgeordneten Addicks
anznweisen . Zu der Frage , ob die vom Oberversicherungs¬
amt festgesetzten Werte als angemessen zu betrachten seien,
könne das Ministerium aus den angegebenen Gründen keine
Stellung nehmen . Es sei aber festgestellt worden , daß nahezu
sämtliche Versicherungsämter des Landesteils Oldenburg sich
mit den neuen Sätzen einverstanden erklärt hätten . Ebenfalls
hätte die Arbeitsgemeinschaft Oldenburgischer Versicherungs-
träger , der u . a . Vertreter der Berufsgenossenschaften der
Orts -, Land - und Betriebskrankenkassen angehören , ihre Zu¬
stimmung zu den neuen Sätzen gegeben.

Im Ausschuß waren die Auffassungen über die Be¬
rechtigung der Höhe des Wertes der Sachbezüge geteilt . Ein
Teil des Ausschusses stimmt der Auffassung der Regierung
zu. Dieser Teil des Ausschusses betont , daß die Höhe der
Sachbezüge im Oldenburger Lande lange Zeit eine sehr ge¬
ringe gewesen sei. Deshalb habe sich die jetzt vorgenommene
Erhöhung , der die übergroße Mehrzahl der befragten Stellen
zugestimmt hätte , nicht vermeiden lassen . Es müsse auch be¬
rücksichtigt werden , daß für die Berechnung der Höhe der
Sachbezüge nicht nur die Preise der Agrar -Erzeugnisse,
sondern auch die Preise für den gesamten Lebensbedarf in
Betracht gezogen werden müßten.

Dieser Teil des Ausschusses , die Abgeordneten Albers,
Broschko , Frerichs , Kaper , Meher -Oldenburg , Sante , The-
mann und Wittje , stellt mit Rücksicht auf die Mitteilungen
der Regierung den

Antrag  Nr . 1:
Der Landtag wolle den selbständigen Antrag des

Abgeordneten Addicks durch die Erklärungen der
Regierung für erledigt erklären.

Ein Teil dieser Antragsteller , die Abgeordneten Albers,
Sante , Themann und Wittje , hält es für notwendig , daß bei
den zukünftigeil Festsetzungen des Wertes der Sachbezüge
nach Möglichkeit auch Rücksicht genommell wird auf die
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Höhe der Werte in den benachbarten Bezirken, und daß vor
der Festsetzung des Wertes sämtliche Stellen gehört werden,
wie das im H 160 der RVO . näher bestimmt ist.

Ein anderer Teil des Ausschusses stimmt mit dem An¬
tragsteller darin überein, daß die Erhöhung des Wertes der
Sachbezüge sachlich nicht begründet war. In den benachbarten
Preußischen Gebietsteilen seien, so betont dieser Teil des
Ausschusses, wesentlich geringere Sätze festgesetzt, und zwar
monatlich 48 M / für Männer und 42 Wk fiir Frauen und
Lehrlinge. Es sei auch bemerkenswert, daß der Reichsfinanz¬
minister die Höhe der Sachbezüge fiir den Steuerabzug viel
niedriger berechnet, und zwar 25 Mi fiir weibliche Haus¬
angestellte und 40 Mi für männliche Hausangestellte.

Dieser Teil des Ausschusses geht davon aus , daß deu
obersten Verwaltungsbehörden die Befugnis zusteht, die Wert¬

festsetzung der Versicherungsämter zu überwachen, oder diese
Zuständigkeit dem Oberversicherungsamt zu übertragen. Des¬
halb stellt dieser Teil des Ausschusses, die Abgeordneten
vr . gr. Beilage, Brendebach, Dannemann, Dohm, Haskamp,
Hobbie und Weyand, den

Antrag Nr.  2:
Der Landtag wolle beschließen, die Regierung zu

ersuchen, das Oberversicherungsamtzu veranlassen,
durch die Versicheruugsämter eine nochmalige Prü¬
fung darüber herbeizuführen, ob auf Grund der
Ortspreise eine Werterhöhung der Sachbezüge gerecht¬
fertigt war.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

S a n t e.

Anlage 22S.
Selbständiger Antrag.

Ich beantrage: ! eine Vorlage für Errichtung einer Ruhelohn- und Hinter-
Der Landtag wolle beschließen, das Staatsministe- > bliebenenversorgungskasse für die bei dem Oldenburger

rium zu ersuchen, dem Landtage noch in dieser Tagung ! Staat beschäftigten Arbeiter und Angestellten zu machen.
Krause.

Unterstützt durch: Broschko,Frerichs , Kaper , Fick , Jacobs.

Begründung.
In den Nachweisungen der Regierung über die Er¬

ledigung des vom vorigen Landtag der Regierung zur
Prüfung überwiesenen Antrages in derselben Sache ist
bemerkt, daß die Errichtung aus finanziellen Gründen nicht
durchführbar ist.

Der allgegebene Grund kann den Staat nicht von der
moralischen Pflicht befreien, langjährig bei ihn: beschäftigten
Arbeitern und Angestellten im Falle des Eintritts von In¬
validität oder im Alter die drückendste Not fernzuhalten.

Da eine der Ursachen der Arbeitslosigkeit und der Ab¬
satzkrise nicht zuletzt eine Känferkrise ist, ist jede Besser¬

stellung dieser Gruppen auch zugleich eine Vergrößerung der
Kaufkraft lind so volkswirtschaftlich nutzbringend.

Viele Länder — Kreise —, Amtsverbände und Kom¬
munen, die sich in keiner besseren finanziellen Lage wie der
Oldenburger Staat befinden, haben diese Kassen errichtet.
Selbst Oldenburgische Amtsverbände suchen für ihre Ar¬
beiter lind Angestellten den Anschluß an westfälische Ruhe-
lohnkassen. Es wäre auch verfehlt, aus diesem Anlaß von
einem Versicherungsstaatzu sprechen, da die Nutznießung
nur denen zukommt, die keine Arbeitskraft mehr zu ver¬
kaufen haben.

Anlage 228.
Bericht

des Ausschusses II über deu selbständigen Antrag des Abgeordneten Krause, betreffend die Einrichtung einer
Ruhelohn- und Hinterbliebenendersorgungskassefür die staatlichen Arbeiter und Angestellten.

In dem selbständigen Anträge des Abgeordneten Krause
wird eiu Beschluß beantragt, wonach das Staatsministerium
zu ersuchen ist, dem Landtage noch in dieser Tagung eine
Vorlage über die Errichtung einer Ruhelohn- und Hinter-

bliebenenversvrgungskasse für die beim Oldenburgischen
Staat beschäftigten Arbeiter und Angestellten zugehen zu
lassen. In der Begründung des Antrages wird u. a. darauf
hingewiesen, daß auch die schwierige finanzielle Lage den
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Staat nicht von der moralischen Pflicht befreien könne, von
den langjährig bei ihm beschäftigten Angestellten und Ar¬
beitern im Falle des Eintritts von Jnvaliditiät oder Alter
die drückendste Not fernzuhalten.

Uber den Antrag wurde im Ausschuß unter Zuziehung
der Regierung eingehend verhandelt. Von den Vertretern des
Ministeriums wurde n. a. mitgeteilt, daß durch die Errich¬
tung einer Rnhelohnkasse in den einzelnen Landesteilen die
nachstehend aufgeführten Kosten entstehen würden:
-1. Landesteil Oldenburg:

a) Beiträge der Verwaltung
Arbeiter . 16 000 KN
Forstarbeiter . 9 000 „
Angestellte . 58 000 „

b) Verwaltungskosten . 1200 „
84 200 KN

ll . Landesteil Lübeck:
a) Beiträge der Verwaltung

Arbeiter. . . 420 KN
Forstarbeiter . . . . 2 100 „
Angestellte. . . 6 800 „

b) Verwaltuugskosten. . . 130
9 450 KN

6. Landesteil Birkenfeld:
a.) Beiträge der Verwaltung

Arbeiter. . . 300 KN
Forstarbeiter. . . 1500 „
Angestellte. . . 8 400 „

b) Verwaltuugskosten. . . 150 „
10 350 KN

Es sei bei dieser Berechnung davon ausgegangen, daß,
wie in den übrigen Ruhelohnkassen die Beitragsleistungen
derart zu regeln sei, daß seitens der Verwaltung und
seitens der versicherten Arbeiter und Angestellten1» der Bei¬
träge gezahlt würden. Es sei im Reiche wie auch von ver¬
schiedenen Läuderregieruugeu und Stadtverwaltungen die
Errichtung von Rnhelohnkassen für Arbeiter und Angestellte
bereits erfolgt. In Preußen seien die Forstarbeiter aller¬
dings nicht mit einbegriffen. Soweit festgestellt werden könne,
seien von den Amtsverbänden Westerstede, Brake, Jever und
Cloppenburg Verhandlungen wegen Anschluß an west¬
fälische Ruhelohnkassen eingeleitet. Ein Abschluß dieser Ver¬
handlungen sei noch nicht zustande gekommen. Im Freistaat
Oldenburg seien u. a. in den Städten Oldenburg, Jever,
Oberstein und Eutin Ruhelohnkassen für die städtischen Ar¬
beiter eingeführt. Die Stadt Delmenhorst plane ebenfalls die
Errichtung einer solchen Kasse, während die Stadt Nüstringen
Rücklagen für einen Pensionsfonds für ausgediente Ar¬
beiter und Angestellte mache. Bei der Beurteilung dieser An¬
gelegenheit dürfe nicht übersehen werden, daß unter Zu¬
grundelegung der genannten Ziffern für die drei Landesteile

eine jährliche Mehrbelastung von etwas über 100 000 KN
eintreten werde.

Auf die vom Ausschuß gestellte Frage, ob es möglich sei,
eine Ruhelohnkasse zunächst fiir die staatlichen Arbeiter ein¬
zurichten, erklärte der Regierungsvertreter, daß die durch
eine solche Teillösung entstehenden Kosten auf jährlich ins¬
gesamt ca. 16 000 KN veranschlagt würden. Das Mini¬
sterium stände auf dem Standpunkt, daß der Freistaat Olden¬
burg sich der Aufgabe, eine Ruhelohnkasse für die in seinem
Dienste stehenden Personen zu schaffen, auf die Dauer nicht
entziehen könne. Mit Rücksicht auf die finanzielle Belastung
müsse aber auch die Frage der Einrichtung einer solchen
Kasse nur für die staatlichen Arbeiter einer nochmaligen
Prüfung unterzogen werden. Es sei auch notwendig, ein¬
gehend zu prüfen, ob es zweckmäßiger und für den Staat
sparsamer ist, statt des vielfach angeregten Anschlusses an
eine auswärtige Ruhelohnkasse eine eigene Kasse für den
Freistaat Oldenburg ins Leben zu rufen. Soweit die An¬
gelegenheit bislang übersehen werden könne, sprächen viele
Gründe für die Errichtung einer eigenen Kasse, wobei natür¬
lich den Arbeitern die gleichen Leistungen wie seitens der
auswärtigen Ruhelohnkassen gewährt werden müßten. Bei
der Prüfung der Frage der Errichtung einer Ruhelohnkassc
für die staatlichen Arbeiter müsse n. a. auch berücksichtigt
werden, daß schon jetzt in dem Voranschläge ein Betrag für
ausgediente Arbeiter und Angestellte, deren Witwen nsw.
vorgesehen sei. Im Falle der Einrichtung einer Ruhelohn¬
kasse würde ein Teil dieser Voranschlagsposition, mutmaßlich
ein Betrag von ca. 4000 KN, in Wegfall kommen können.

Im Ausschuß bestand Einmütigkeit darüber, daß mit
Rücksicht auf die vorstehenden Ausführungen der Regierung
eine nochmalige Prüfung dieser Frage notwendig sei. Es
gingen nur die Meinungen darüber auseinander, ob die Re¬
gierung ersucht werden soll, nach dem Abschluß der vorzn-
nehmenden Prüfung gegebenenfalls dem Landtage eine Vor¬
lage herzugeben. Ein Teil des Ausschusses, die Abgeordneten
Albers, Broschko, Hobbie, Frerichs, Kaper, Meyer-Olden¬
burg, Sante und Themann, stellt den

Antrag  Nr . 1:
Der Landtag wolle den selbständigen Antrag des

Abgeordneten Krause der Regierung zur Prüfung mit
der Maßgabe überweisen, dem nächstjährigen Land¬
tage von dein Ergebnis dieser Prüfung Mitteilung zu
machen und gegebenenfalls eine Vorlage zngehen zu
fassen.

Ein anderer Teil des Ausschusses, die Abgeordneten
vr . gr. Beilage, Dannemann, Dohm, Haskamp und Weyand,
stellt den

Antrag  Nr . 2:
Der Landtag wolle den selbständigen Antrag des

AbgeordnetenKrause der Regierung zur Prüfung
mit der Maßgabe überweisen, dem nächstjährigen
Landtage von dem Ergebnis dieser Prüfung eine
Mitteilung zu machen.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

Sante.
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Anlage 227.
Selbständiger Antrag.

Der Landtag wolle beschließen:
Die Staatsregierung wird ersucht, mit der Neichs-

regierung zu verhandeln, damit den Arbeitern, die im

Saargebiet ihre Arbeitsstätte haben, die Saargängerunter-
stiitznng so lange gewährt wird, bis die Rückgliederung des
Saargebiets erfolgt ist.

R o h r.
Unterstützt durch: Wempe , Meyer-  Holte, Sante , -vr . Schulte , Eckholt , Brendebach , Göhrs.

Begründung.
Die Frage der Saargängerunterstützung ist in letzter darum ein allgemeines Interesse vor, bei der Reichsregiernng

Zeit in den Zeitungen lebhaft dahin debattiert worden, daß vorstellig zu werden,
diese Unterstützungbaldigst abgebaut werden soll. Es liegt

Anlage 228.
Bericht

des AusschussesI über den selbständigen Antrag des Abgeordneten Rohr, betreffend Saargängerunterstützung.

Die Staatsregierung erklärt, im Sinne des Antrag¬
stellers bei der Reichsregierung vorstellig werden zu wollen.

Der Ausschuß stellt daher den

Antrag:
Annahme des selbständigen Antrages des Abgeord¬

neten Rohr.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

R o h r.

Anlage 229.
Dringlicher selbständiger Antrag.

Die Staatsregierung wird ersucht, sofort bei der
Reichsregiernng dahingehend vorstellig zu werden, daß der
verbilligte Mais für die Geflügelhalter nicht, wie seitens
der Reichsmaisstelle beschlossen, nach der Zahl der genossen¬

schaftlich abgelieferten Eier, sondern nach dem Geflügel-
bestande verteilt wird. Die Verteilung des verbilligten
Maises darf nicht nur durch die Genossenschaftenerfolgen,
sondern es muß auch der freie Handel eingeschaltet werden.

Or. Schulte , Meyer-  Holte.
Unterstützt durch: Rohr , Eckholt , Brendebach , Wempe , Sante.

Begründung.
Durch die seitens der Reichsmaisstelle vorgeschlagene Re¬

gelung würde ein großer Teil der Geflügelhalter von dem
Bezüge des verbilligten Maises praktisch ausgeschlossen sein.
Die Geflügelzüchter, welche bei der Hebung der deutschen Eier¬
produktion eure wichtige Aufgabe zu erfüllen haben, würden

vollständig ausgeschältet sein; ebenso die große Menge der
kleineren Geflügelhalter, für welche aus praktischen Gründen
der genossenschaftliche Absatz nicht möglich ist. Viele Geflügel¬
halter setzen die Eier unmittelbar an den Konsumenten ab.
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Anlage 230.
Bericht

des Ausschusses II zum selbständigen Antrag der Abgeordneten vr . Schulte und Meyer-Holte.

Die Antragsteller ersuchen das Staatsministerium, ans
die Neichsregierung dahin zu wirken, daß der verbilligte Mais
nicht nach genossenschaftlich abgelieferten Eiern, sondern nach
der Zahl der gehaltenen Geflügel verteilt werden soll, weil
dann alle Geflügelhalter in den Genuß von verbilligtem Mais'
kommen könnten und der private Handel hiervon nicht aus¬
geschlossen werden braucht.

Au die Regierung wurden folgende Fragen gestellt:
1. Welche Beweggründe haben die Reichsmaisstelle zu der

bemängelten Beordnung geleitet?
2. Ist bei einer Durchführung im Sinne der Antragsteller

noch eine Kontrolle möglich?
3. Scheint es raksam zu sein, die Geflügelzüchter in den

Genuß verbilligten Maises kommen zu lassen?
4. Wie ist die Reichsmaisstelle zusammengesetzt?

Bei der Beratung des Antrages und obiger Fragen im
Ausschuß war ein Regierungsvertreter anwesend, welcher zu
Frage 4 die Zusammensetzung der Reichsmaisstelle mitteilte,
die drei andern Fragen aber nicht ausschlaggebend beant¬
worten konnte, weil Material wegen der kurzen Zeit des Be¬
stehens der Reichsmaisstelle nicht gesammelt werden konnte.
Es wurde erwogen, ob es möglich sei, den verbilligten Mais
nach andern Gesichtspunkten als den von der Reichsmais¬
stelle vorgesehenen zu verteilen. Es läßt .sich nicht verkennen,
daß der jetzigeil Beregelung gewisse Mängel anhaften, be¬
sonders von der Seite des Privaten Handels aus geseheu,

sowie auch deshalb, weil die Durchorganisierungder Eier¬
genossenschaften noch nicht erfolgt sei. Es wurde noch be¬
sonders hervorgehoben, daß bei der Reichsmaisstelle sieben
landwirtschaftliche Vertreter Mitwirken, und diese Wohl keine
andere Verteilungsmöglichkcit finden konnten, um den Zweck
der Verbilligung des Maises zu erreichen. Auch wurde die
Ansicht geäußert, daß die Verbilligung des Maises vielleicht
nur deshalb erfolgt sei, um hierdurch einen gewissen Ersatz
für den gegenwärtig allzu niedrigen Zinszoll zu gewähren.

In : Ausschuß wurde noch besonders darauf hingewiesen,
daß eine Verteilung des verbilligten Maises im Sinne der
Antragsteller, also nach Zahl der gehaltenen Tiere, einen
großen Anfsichtsapparat erfordere, und dieser trotz allem eine
genügende Kontrolle nicht ausüben könne, dann könnten un¬
reelle Angaben zum unreellen Bezüge verbilligten Maises
sichren, welchen nach Möglichkeit vorgebant werden müsse.

'Da aber weder die jetzige Beordnung noch eine Beord¬
nung im Sinne der Antragsteller den Ausschuß voll be¬
friedigt, auch ein anderer gangbarer Weg nicht gezeigt werden
kann, stellt der Ausschuß mit Ausnahme des Abgeordneten
vr . gr. Beilage, welcher sich der Stimme enthält, den

Antrag:
Der Landtag wolle den selbständigen Antrag

vr . S chu lte — Meyer-  Holte der Regierung zur
Prüfung überweisen.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

The m a n n.

Anlage 231.
Selbständiger Antrag.

Ich beantrage:
Der Landtag wolle beschließen, die Staatsregierung zu

ersuchen, dafür Sorge zu tragen, daß in kürzester Frist,

spätestens bis Ostern des Jahres 1931, für die evangelische
Volksschule in Vechta ausreichende und hygienisch ein¬
wandfreie Schulräume geschaffen werden.

F r e r i ch s.
Unterstützt durch: B r o d e k, M e y e r - Oldenburg, B r o s chko , S chö m e r , I f f I a n d , H u g , K a p e r , K r a u s c,

H a g ste d t , I a co b s , L a h m a n n , Heitmann , Zi m mermann , Fi ck.
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